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Ende 2014 wurde in der Presse über ein Positionspapier zur 
Europäisierung der Streitkräfte berichtet, das von der Arbeits-
gruppe Sicherheits- und Verteidigungspolitik der SPD-Bun-
destagsfraktion verfasst wurde.1 Dabei wurde vor allem auf 
die im Papier auftauchende Forderung nach einer „Vereinig-
ten Armee von Europa“ hingewiesen. Teils wurden auch noch 
einzelne Elemente der im Papier aufgeführten militaristischen 
Wunschliste aufgezählt – kritiklos, versteht sich.2 Überhaupt 
keine Erwähnung fand jedoch der problematische (Denk-)
Kontext, in den das Papier eingebettet ist, da es stilsicher die 
Floskeln von Bundespräsident Joachim Gauck für eine ambi-
tioniertere deutsche Weltmachtpolitik aufgreift. Fast noch 
schwerer wiegt die völlig unverantwortliche Weigerung, sich 
seriös mit den drängenden Fragen demokratischer Kontrollbe-
fugnisse (bzw. deren Aushebelung) zu beschäftigen, die von 
der geforderten Europäisierung der Streitkräfte zwingend auf-
geworfen werden.

Sozialdemokratischer Gauckismus

Zu Recht werfen Kritiker Bundespräsident Joachim Gauck 
vor, in seiner seitdem vielfach aufgegriffenen Grundsatzrede 
bei der Münchner Sicherheitskonferenz Anfang 2014 nicht 
weniger als einen grundlegenden Kurswechsel in Richtung 
einer militärisch gestützten deutschen Weltmachtpolitik ein-
gefordert zu haben: „Was Gaucks Rede [...] so problematisch 
macht, ist die Tatsache, dass sie sich einfügt in den konzer-
tierten Versuch, einen Paradigmenwechsel in der deutschen 
Außenpolitik herbeizuführen. Und zwar in zweierlei Hinsicht: 
erstens den Wechsel von einer Kultur der Zurückhaltung zu 
einer ‚Kultur der Kriegsfähigkeit‘ (Josef Joffe), und zweitens 
den Wechsel von einer Kultur der Werte zu einer Kultur der 
Interessen.“3 

Da Deutschland laut dem Bundespräsidenten vor allem aber 
auch aus „Verantwortung“ künftig häufiger zu den Waffen 
greifen müsse, sind dem „Gauckismus“ auch moralisierende 
Elemente beigemischt, was zusammen eine überaus proble-
matische Mixtur ergibt: „In der Tat weist der ‘Gauckismus’, 
dieses Amalgam aus geopolitischen Prämissen und protestan-
tisch geprägter Moral, kaum zu verleugnende Parallelen zum 
Sendungsbewusstsein der neokonservativen Bush-Ära in den 
USA auf. [Der] Bundespräsident [bemühte] sogar die abge-
schmackte Metapher einer Weltpolizei, die überall auf der 
Welt die eigenen Ordnungsvorstellungen durchsetzen soll. 
Die zunehmend chaotischen Zustände im Nahen Osten sind 
vor diesem Hintergrund flott mit dem Mangel der Übernahme 
von Verantwortung erklärt. Ein beherztes Eingreifen in Syrien 
zum richtigen Moment, das hätte die Katastrophen im Nahen 
Osten doch verhindert, so mehren sich nun die Stimmen. Aber 
was, wenn das nicht stimmt? Welche Art von Verantwortung 
ist es dann, der wir gerecht werden? Die Pathologien liberaler 
Hybris sind derzeit im Irak und in Afghanistan, aber auch in 
Libyen zu beobachten.“4 

Solche Kritiken perlen an der SPD und ihrem besagten Posi-

tionspapier offensichtlich ab, wenn es darin heißt: „Einige Ent-
scheidungen der letzten Bundesregierung haben dazu geführt, 
dass Zweifel bei den Partnern aufkamen, ob Deutschland in 
den entscheidenden Momenten einer Krise zu seinen Zusa-
gen steht.“ Der Absatz bezieht sich vor allem auf die deutsche 
Nicht-Beteiligung am Krieg gegen Libyen, die in der SPD 
inzwischen augenscheinlich als Fehler bewertet wird – und das 
angesichts der völlig katastrophalen Situation in dem Land.5 
Weiter heißt es dann folgerichtig: „Die kontinuierliche, über 
alle Parteigrenzen hinweg geübte deutsche Zurückhaltung 
beim Einsatz militärischer Machtmittel ist wichtig und richtig. 
Jedoch kann es Situationen geben, wo der Einsatz militärischer 
Gewalt notwendig und zweckmäßig ist, um größeres Unheil 
zu verhindern. Richtig ist aber auch, dass Deutschland durch 
seine Zurückhaltung nicht politisch in Europa ins Abseits gera-
ten darf und diese nicht als deutscher Sonderweg missverstan-
den werden darf.“ 

Der Irrwitz dieser Sätze ist schon beeindruckend, schließ-
lich scheint es aus Sicht des SPD-Positionspapiers „verant-
wortlich“ zu sein, einen Krieg wie etwa den gegen Libyen aus 
bündnis- und letztlich machtpolitischen Erwägungen selbst 
dann zu führen, wenn man ihn eigentlich für kompletten Unfug 
hält. Kein Wunder also, dass man deshalb für künftige Kriege 
„besser“ gerüstet sein will.

Militaristische Wunschliste

Ausführlich wird in dem SPD-Positionspapier darüber 
geklagt, dass der Ausbau der militärischen Schlagkraft der 
Europäischen Union in den letzten Jahren nicht wirklich „gut“ 
vorangekommen sei. Um diesen „Missstand“ zu beheben, 
werden eine ganze Reihe von Maßnahmen gefordert:
• „Auf dem Weg zu einer gemeinsamen europäischen Armee 

sollte ein ‚echter‘ Verteidigungsministerrat gebildet werden.“
• „[Die] Vorbereitung eines gemeinsamen europäischen Weiß-

buchs zur Sicherheits- und Verteidigungspolitik.“ 
• „Die Einrichtung eines ständigen militärischen Hauptquar-

tiers der EU mit allen Führungsgrundgebieten.“ 
• „Um die Zusammenarbeit der verschiedenen Streitkräfte 

weiter zu verbessern, sollte die Zahl gemeinsamer europä-
ischer Manöver und Übungen weiter erhöht werden.“

• „[Die] Schaffung einer Europäischen Militärakademie oder 
-universität.“

•  „[Der] Ausbau der Europäischen Gendarmerie (Hauptquar-
tier: Vicenza, einsatzfähig seit Anfang 2006). Für Deutsch-
land, das sich aufgrund der strikten Trennung von Militär 
und Polizei nicht beteiligt, sollten wir eine Lösung finden…“ 

Dies alles seien wesentliche Teile einer „Europäisierung der 
Streitkräfte“, die mit einem festen Endpunkt in Gang gebracht 
werden soll: „Wir als Sozialdemokraten wollen in Europa die 
treibende Kraft auf dem Weg zu einer parlamentarisch kon-
trollierten europäischen Armee sein und diesen konsequent 
beschreiten. [...] Wir sind bereit, in einen Prozess einzutreten, 
an dessen Ende wir unsere nationale Armee in eine neue, bes-
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sere, supranationale Armee - eine europäische Armee - einfü-
gen.“

Verlässliche Kriegsführung außer 
(parlamentarischer) Kontrolle

Über die zuvor beschriebenen Vorschläge hinaus gilt die 
gemeinsame Anschaffung und Nutzung von Militärgerät 
(„Pooling & Sharing“) als eigentlicher Königsweg hin zur 
„Vereinigten Armee Europa“ und der Steigerung der militäri-
schen Schlagkraft, die man sich hiervon verspricht. Gebündelte 
Kräfte sollen eine weniger zersplitterte Rüstungslandschaft, 
höhere Stückzahlen und damit einhergehend deutliche Kosten-
senkungen in den Bereichen Anschaffung, Betrieb und War-
tung militärischen Geräts nach sich ziehen.

Die Sache hat jedoch laut P&S-Befürwortern einen gewal-
tigen Haken: Denn über Einsätze deutscher Soldaten (und 
deutschen Militärgeräts) muss hierzulande – bislang zumin-
dest noch – der Bundestag entscheiden. Somit ist es zumindest 
theoretisch denkbar, dass der Bundestag die Verwendung von 
gemeinsam angeschafftem und/oder genutztem Militärgerät für 
einen Kriegseinsatz ablehnt. Dieser Mangel an „Verlässlich-
keit“, heißt es nun u.a. in dem SPD-Positionspapier, sei ein 
wesentliches Hemmnis, P&S weiter vorantreiben zu können: 
„Wer eine europäische Armee anstrebt, muss für seine Partner 
berechenbar und verlässlich sein. [...] Einige Fähigkeiten sind 
redundant in den Streitkräften der EU vorhanden, andere sind 
interdependent, d.h. diese sind in der EU/NATO nur einmal 
vorhanden und die beteiligten Nationen sind aufeinander ange-
wiesen, um sie zur Wirkung bringen zu können. Für solche 
Fähigkeiten könnte der Ausstieg nur eines beteiligten Partners 
den Einsatz unmöglich machen. Es sind jedoch Prozesse mit 
einem Höchstmaß an Verlässlichkeit notwendig.“

In Wahrheit ist es wohl nur unter absoluten Ausnahmesituatio-
nen vorstellbar, dass der Bundestag einen Kabinettsbeschluss 
zur Teilnahme an einem Kriegseinsatz ablehnen würde. Anders 
sieht es natürlich bei der Bundesregierung selbst aus, die in 
der Vergangenheit ja etwa im Falle von AWACS die Bereit-
schaft gezeigt hat, dem Einsatz „gepoolten“ Materials nicht 
zuzustimmen, sollte dies nicht im eigenen Interessenkalkül 
liegen. Da es ebenso schwer vorstellbar ist, dass die Bundes-
regierung die letzte Entscheidung hierüber in absehbarer Zeit 
aus der Hand geben wird, dürfte es hier vor allem um eines 
gehen: Auch wenn der Bundestag stets mehrheitlich willfäh-
rig vom Kabinett beschlossene Militäreinsätze abgenickt hat, 
ging damit immer eine – durchaus unangenehme – öffentliche 
Debatte um den  Sinn bzw. Unsinn des jeweiligen Einsatzes 
einher. Aus diesem Grund ist der Parlamentsvorbehalt vielen 
Militärpolitikern schon lange ein Dorn im Auge und es deutet 
alles darauf hin, dass die Gunst der Stunde genutzt werden soll, 
um sich ihn mit Verweis auf die „Verlässlichkeit“ beim Ein-
satz „gepoolten“ Materials so weit wie möglich vom Hals zu 
schaffen.

Mit anderen Worten: Wenn eine EU-Armee auf gemein-
same Rüstungsgüter zurückgreift (und ggf. auch auf Soldaten 
in gemeinsamen Stäben, Einheiten, etc.), dann kann es nicht 
angehen, dass nationale Parlamente wie der Bundestag künftig 
weiter die Möglichkeit haben, EU-Einsätze zu verhindern. Um 
genau in diesem Zusammenhang Vorschläge zu machen, wie 
der Parlamentsvorbehalt künftig faktisch ausgehebelt werden 
kann, wurde vor einiger Zeit eine Kommission unter Leitung 
des ehemaligen Verteidigungsministers Volker Rühe ins Leben 
gerufen.6 Und auch das SPD-Positionspapier sieht im Parla-

mentsvorbehalt keinen Hinderungsgrund für den Aufbau einer 
EU-Armee und bezieht sich positiv auf besagte Kommission: 
„Wir stehen klar und unmissverständlich zu unseren Bünd-
nisverpflichtungen und werden auch versuchen, auf andere 
Nationen hinzuwirken, keine Sonderwege zu gehen. [...] Der 
deutsche Parlamentsvorbehalt hat sich bewährt, er ist kein 
Hinderungsgrund für eine vertiefte europäische Integration. 
Der Deutsche Bundestag hat eine Kommission beauftragt, zu 
prüfen, wie auch auf dem Weg fortschreitender Bündnisinte-
gration die Parlamentsrechte gesichert werden können.“7

In vielen anderen EU-Ländern haben die Parlamente schon 
heute keine Befugnisse in der Kriegsfrage mitzuentscheiden 
und auch in Deutschland soll hier augenscheinlich eine „Nor-
malisierung“ eintreten. Gleichzeitig hat auch das Europäische 
Parlament hier nahezu keine Mitspracherechte, es sind allein 
die Staats- und Regierungschefs, die auf EU-Ebene über Mili-
täreinsätze entscheiden, die Gewaltenteilung ist dort faktisch 
aufgelöst.8 Man bekennt sich im SPD-Positionspapier zwar 
dazu, das Ziel müsse eine „parlamentarisch kontrollierte euro-
päische Armee“ sein und will eine „Stärkung der parlamen-
tarischen Verantwortung auf europäischer Ebene“, bleibt aber 
außerhalb dessen vollkommen vage, was dies konkret bedeu-
ten soll. Während minutiös Details für die weitere Militarisie-
rung der Europäischen Union ausgebreitet werden, streift man 
gleichzeitig die zentrale Frage demokratischer Kontrollbefug-
nisse lediglich en passant, was leider Bände über die militärpo-
litischen Präferenzen der Sozialdemokratie spricht. 
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